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.. 
Offentliehe Bekanntmachung 
der Stadt Brühl 

lnkrafttreten des Bebauungsplanes 
01.16 Teil I "Bonnstraße 166 -188" 1. Vereinfachte Änderung 

Der Rat der Stadt Brühl hat in seiner öffentlichen Sitzung am 25.02.2013 gemäß § 1 0 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBI. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I S. 
1509) geändert worden ist, den Bebauungsplan 01.16 Teil I "Bonnstraße 166 - 188" 
1. Vereinfachte Änderung einschließlich der Textlichen Festsetzungen und die zugehöri­
gen Begründung als Satzung beschlossen. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan 01.16 Teil I "Bonnstraße 166 - 188" 
1. Vereinfachte Änderung gemäß § 1 0 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

Das Plangebiet liegt der 1. Änderung liegt in der Gemarkung Badorf, Flur 2. 
Es umfasst nur das Flurstück 402 und ist auf Grundlage des BP 01.16 Teil I folgenderma­
ßen abgegrenzt: 

Im Norden von der südlichen Grenze der im Norden des Flurstücks 402 geplanten Ver­
kehrsfläche (nördlicher Stichweg innerhalb des Flurstücks 402), 

im Westen von der östlichen Grenze der geplanten Verkehrsfläche der Planstraße ,B', 
im Süden von der nördlichen Grenze der im Süden des Flurstücks 402 geplanten Ver­

kehrsfläche (südlicher Stichweg innerhalb des Flurstücks 402), verlängert 
nach Osten bis zum Schnittpunkt mit der westlichen Flurstücksgrenze des 
Flurstücks 401, 

im Osten entlang der westlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 401 verlä_ngert nach 
Norden bis zur südlichen Grenze der im Norden des Flurstücks 402 liegen­
den Verkehrsfläche (nördlicher Stichweg). 

Hinweise: 

1. Der Bebauungsplan 01.16 Teil I "Bonnstraße 166 - 188" 1. Vereinfachte Änderung 
einschl. Begründung kann gemäß § 1 0 Abs. 3 BauGB ab sofort während der Öff­
nungszeiten im Fachbereich Bauen und Umwelt der Stadt Brühl, Rathaus A, Uhl­
straße 3, eingesehen werden. 

2. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigungen 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachtei­
le eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, 
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflich­
tigen beantragt. 
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Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt 
wird. 

3. Gemäß § 215 BauGB werden 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine Berücksichtigung eines § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä­
chennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvor­
ganges unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Be­
kanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich 
gegenüber der Stadt Brühl unter Darlegung des die Verletzung begründe-

ten Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

4. Ferner wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Form­
vorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen bei der Sat­
zung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es.sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Brühl vorher ge­

rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

Die Verletzung solcher Verfahrens- und Formvorschriften kann beim Bürgermeis­
ter der Stadt Brühl, Rathaus, Uhlstraße 3, 50321 Brühl , geltend gemacht werden. 

Brühl, 16.01 .2014 
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